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Krank und trotzdem (etwas) arbeiten gehen?
Prof. Ferdinand Gerlach, Vorsitzender des Sachverständigenrats Gesundheit, zum Vorschlag einer »Teil-Krankschreibung«

Herr Professor Gerlach, in dem 
Sondergutachten 2015 formuliert der 
Sachverständigenrat Gesundheit die 
Idee einer „teilweisen Krankschrei-
bung“. Wie hat man sich das 
vorzustellen – jemand beispielsweise 
mit einer starken Erkältung kann 
doch nicht wirklich seinem Beruf 
nachgehen?
Für akute Infekte ist das Modell 
nicht gedacht. Wenn jemand zum 
Beispiel Fieber hat, gehört er ins 
Bett und kann nicht arbeiten. Uns 
geht es eher um langwierige Er-
krankungen und da wollen wir ein 
zusätzliches, flexibel nutzbares 
Angebot ermöglichen. Denken wir 
mal an eine schwangere Verkäufe-
rin, die acht Stunden am Tag ste-
hen muss. Acht Stunden werden 
ihr möglicherweise langsam zu 
viel, aber vier Stunden könnte 
und würde sie vielleicht gerne ar-
beiten, auch weil ihr zu Hause an-
sonsten die Decke auf den Kopf 
fällt. Ähnlich ist es auch bei  psy-
chischen Erkrankungen wie De-
pressionen oder etwa bei Rücken-
leiden. Bei beiden Erkrankungen 
gibt es Fälle, in denen es aus medi-
zinischer Sicht nicht sinnvoll ist, 
sechs Wochen lang zu Hause zu 
bleiben. Bei Depressionen etwa ist 
es wichtig, dass Betroffene sich 
nicht sozial isolieren und die 
Rückkehr in den Alltag schaffen. 
Dabei kann der gewohnte Tages-
ablauf ebenso helfen wie der Kon-
takt zu den Kollegen. Und bei Rü-
ckenschmerzen ist es in der Regel 
auch besser, sich zu bewegen und 
zu laufen, als sich allzu sehr zu 
schonen und ins Bett zu legen. Für 
solche Fälle ist die Regelung ge-
dacht.

Es gibt Branchen, wo eine „halbe“ 
Arbeitskraft möglicherweise nichts 
bringt, z. B. in Berufen mit starker 
körperlicher Beanspruchung. 
Der Vorschlag ist als zusätzliche, 
freiwillig nutzbare Möglichkeit ge-
dacht. Eine Teilarbeitsunfähigkeit 
erfordert damit zum einen immer 
die Zustimmung des Patienten 
und muss zum anderen selbstver-

ständlich die konkrete Situation 
am Arbeitsplatz berücksichtigen. 
Bei einem Fernfahrer, der lange 
unterwegs ist oder einem Dachde-
cker, der nur völlig fit aufs Dach 
darf, geht das in der Regel nicht. 
Bei einem Büroangestellten, der 
mit einem verstauchten Knöchel 
aus dem Skiurlaub zurückkommt, 
könnte die Arbeit am Schreibtisch 
aber durchaus in Frage kom-
men.

Könnte ein solches Modell nicht dazu 
führen, dass die Grenzen zwischen 
arbeitsfähig und arbeitsunfähig 
aufgeweicht werden, gerade in 
Zeiten, in denen Beschäftigte um 
ihren Arbeitsplatz fürchten müssen? 
Aktuell haben wir in Deutschland 
ja eine Alles-oder-Nichts-Regelung: 
Entweder ich bin 100 Prozent 
krank oder ich bin 100  Prozent ge-
sund. Das reale Leben sieht anders 
aus. Da gibt es auch etwas dazwi-
schen. Wir haben derzeit eine zu 
starre und nur an den Defiziten ori-
entierte Sichtweise und berück-
sichtigen viel zu wenig die vor
handenen gesundheitsförderlichen 
Ressourcen zur Genesung. Gerade 
in einer Arbeitswelt mit zuneh-
mender Arbeitsverdichtung und 
zum Teil hohem Leistungsdruck 
benötigen wir flexiblere Möglich-
keiten. Ich weiß aus meiner eige-
nen zwanzigjährigen Praxiserfah-
rung, dass es auch viele Patienten 
gibt, die von sich aus sagen, sie 
würden gerne wieder arbeiten ge-
hen. Sie wissen, dass ihre Kollegen 
für sie mitarbeiten müssen, aber sie 
selbst halten noch nicht wieder den 
vollen Stress aus. Für diese speziel-
len Fälle, von denen es aber gar 
nicht so wenige gibt, soll es eine 
zusätzliche Option geben, also ein 
Angebot, das alltagspraktisch näher 
an der Realität ist, das man freiwil-
lig immer dann nutzen kann wenn 
es aus medizinischer Sicht sinnvoll 
und am konkreten Arbeitsplatz 
umsetzbar ist. 

Wird Ärzten damit nicht eine weitere 
Aufgabe aufgebürdet, nämlich ein- 

zuschätzen, welche Arbeit ein „teil- 
weise Kranker“ noch leisten kann? 
Verliert man sich dabei unter Um- 
ständen nicht in Details, ist das nicht 
auch für den Arbeitgeber ein 
zusätzlicher bürokratischer Aufwand? 
Dass dies sehr gut funktioniert, be-
weist das sog. „Hamburger Modell“ 
zur schrittweisen Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsprozess. Das 
Modell wird in Deutschland seit 
langem bundesweit genutzt, bisher 
allerdings erst ab der siebten Woche, 
wenn die Lohnfortzahlung durch 
den Arbeitgeber endet und die 
Betroffenen Krankengeld von der 
Krankenkasse erhalten. Wir haben 
lediglich vorgeschlagen, dass die 
Anwendung dieses bewährten Prin-
zips zukünftig auch schon in den 
ersten sechs Wochen möglich sein 
sollte. Unbürokratisch umsetzen 
ließe sich die Teilkrankschreibung 
zum Beispiel mit einem zusätzli-
chen Auswahlfeld auf dem gelben 
Zettel, wo der Arzt neben dem Re-
gelfall alternativ auch 25, 50 oder 
75 Prozent Krankschreibung an-
kreuzen kann. Es geht konkret da-
rum, in wenigen Einzelfällen ein 
Häkchen zu setzen. Das ist kein un-
überwindbarer bürokratischer Auf-
wand. Eine bürokratiearme Umset-
zung sollte auch in den ersten sechs 
Wochen und auch gegenüber den 
Arbeitgebern umsetzbar sein. 

Sehen Sie in einem solchen neuen 
Modell Einsparpotenziale für das 
Gesundheitssystem? 
Unsere Empfehlungen zielen expli-
zit nicht darauf, die Krankengeld-
ausgaben „um jeden Preis“ zu sen-
ken. Das Krankengeld ist ja keine 
„Wohltat“, sondern zum einen eine 
gesamtgesellschaftlich sehr   sinn-
volle Leistung und zum anderen 
ein sozialrechtlicher Anspruch, der 
von den Versicherten zuvor durch 
Zahlung von Beiträgen erworben 
wurde. Da wir uns nicht als Spar-
kommissare sehen, haben wir auch 
keine Einsparpotenziale berechnet. 
Es geht uns bei diesem Vorschlag in 
erster Linie um eine Verbesserung 
der Autonomie und Lebensqualität 

der Betroffenen. Der jetzt intensiv 
diskutierte Vorschlag ist im Übrigen 
nur eine von insgesamt dreizehn 
Empfehlungen, die wir auf der Ba-
sis umfangreicher Analysen ge-
macht haben. Probleme und ver-
meidbare Ausgaben sehen wir vor 
allem an der Schnittstelle zum Ar-
beitslosengeld und zur Rente. So 
kann es unter Umständen attrakti-
ver sein, eineinhalb Jahre lang 
Krankengeld zu beziehen als in 
Rente zu gehen. Gleiches gilt für 
den Bezug von Krankengeld bei 
Arbeitslosigkeit. Angesichts von 
bestehenden Fehlanreizen und 
auch Hinweisen auf Missbrauch 
zielen andere Vorschläge darauf ab, 
hier mehr Fairness zu erreichen.

Wie sind die Erfahrungen, die man 
in Skandinavien damit gemacht hat?
In Schweden gibt es die Möglich-
keit einer 50%igen Teilarbeitsun-
fähigkeit bereits seit 1962. Seit 
1990, also schon seit 25 Jahren, 
wird dort exakt die von uns jetzt 
vorgeschlagene flexible Staffelung 
(25, 50, 75 oder 100 %) prakti-
ziert. Das Modell ist dort ausführ-
lich erforscht und evaluiert wor-
den. Aufgrund der insgesamt 
positiven Erfahrungen haben in-
zwischen auch Dänemark, Norwe-
gen und Finnland das Prinzip 
übernommen. In Österreich wird 
aktuell darüber diskutiert, es 
ebenfalls einzuführen. Auch wenn 
es in skandinavischen Ländern 
zum Teil andere Rahmenbedin-
gungen gibt, lohnt hier nach unse-
rer Auffassung ein Blick über den 
deutschen Tellerrand.

Wenn jemand halb krankgeschrieben 
ist und halb arbeitet, wie sieht es 
denn dann mit dem Krankengeld 
aus? Hat er dann unter dem Strich 
mehr als bei einer „ganzen“ Krank
schreibung (oder genauso viel), wie 
sieht es für den Arbeitgeber aus?
In den ersten sechs Wochen 
würde sich nichts ändern: jeder 
Versicherte bekommt selbstver-
ständlich eine vollständige Lohn-
fortzahlung. Die Umsetzung un-
serer Empfehlung würde für die 
Versicherten jedoch ab der sieb-
ten Woche einen finanziellen 
Vorteil bedeuten. Ab der siebten 
Woche bekommt man ja jetzt das 
Krankengeld, das 70 Prozent des 
Bruttolohns ausmacht, maximal 
90 Prozent vom Netto. Wenn Sie 
jetzt das Hamburger Modell an-
wenden, so wie es heute ist, und 
Sie gehen halbtags wieder arbei-
ten, dann bekommen Sie trotz-
dem nur das Krankengeld. Sie be-
kommen auch dann nicht mehr, 
wenn Sie 75 Prozent arbeiten ge-
hen. Der Arbeitgeber muss erst 
dann wieder einen Cent zahlen, 
wenn Sie 100 Prozent gesund 
sind. Das ist jetzt ein ordnungspo-
litisches Problem, denn die Bei-
tragszahler zahlen im Hamburger 
Modell auch für einen Versicher-

ten, obwohl der seinen Job schon 
wieder zu drei Vierteln ausfüllt. 
Das ist nicht einzusehen. Wenn 
unser Vorschlag umgesetzt würde, 
dann hätten die Betroffenen 
mehr Geld im Portemonnaie. 
Würde jemand halbtags arbeiten, 
hätte er nach unserem Modell für 
diesen halben Tag den vollen 
Lohn und für die andere Tages
hälfte dann die 70 Prozent Kran-
kengeld. Das wäre fairer und 
könnte für Versicherte sogar ein 
Anreiz sein, von der Wiederein-
stiegsmöglichkeit Gebrauch zu 
machen. Während der ersten 
sechs Wochen hätte der Arbeitge-
ber einen Vorteil, weil er im Ge-
gensatz zu heute einen Teil der 
Arbeitskraft als Gegenleistung für 
die Lohnfortzahlung bekäme.

Des Weiteren schlagen Sie vor,  
dass bei einer Arbeitsunfähigkeits
bescheinigung nur noch eine einzige 
Hauptdiagnose möglich sein soll –  
was versprechen Sie sich davon?
Dieser Vorschlag soll mehr Klar-
heit schaffen und zur Entbürokra-
tisierung beitragen. Unsere Analy-
sen der jetzigen Arbeitsun- 
fähigkeitsbescheinigungen zeigen, 
dass hier teilweise schon von der 
Praxis-EDV alles an Dauerdiagno-
sen reingedruckt wird, was der 
Computer hergibt. 15 oder 20 Dia-
gnosen auf einem Schein sind 
keine Seltenheit. Ohne Priorisie-
rung von Haupt- und Nebendiag-
nosen entsteht damit ein Wirr-
warr. Dann steht da auch bei 
länger andauernder Arbeitsunfä-
higkeit als Begründung eine Man-
delentzündung oder Fußpilz. Es 
gibt auch noch ein tiefer liegendes 
Problem. Mehrfachbegründungen 
bei der Krankschreibung führen 
bei der Berechnung der sogenann-
ten Blockfristen zu erheblichen 
Problemen. Arbeitsunfähigkeit hat 
Spielregeln. Ab der siebten Woche 
gibt es Krankengeld. Das wird bis 
zu 78 Wochen bezahlt – innerhalb 
einer dreijährigen Blockfrist. Erst 
wenn die Blockfrist abgelaufen ist, 
können Sie mit der gleichen Er-
krankung wieder Krankengeld be-
ziehen. Sie können aber auch so-
fort wieder Ansprüche geltend 
machen, wenn es sich um eine an-
dere Erkrankung handelt. Um das 
zu unterscheiden, benötigt man 
eine die Arbeitsunfähigkeit be-
gründende Hauptdiagnose.

In der Diskussion um Krankschrei-
bung wird immer wieder auch 
darauf hingewiesen, dass in Zeiten 
wirtschaftlicher Krisen und 
Unsicherheit der Krankenstand 
niedriger ist, umgekehrt in Zeiten 
des Wachstums und sinkender 
Arbeitslosigkeit sich mehr Menschen 
krankschreiben lassen – kann man 
daraus ableiten, dass es keinen 
„objektiven“ Krankenstand gibt?  

Am 7.12.2015 hat  
der Sachverständigen-
rat sein aktuelles 
Gutachten mit dem 
Titel „Krankengeld –  
Entwicklung, Ursachen 
und Steuerungsmög-
lichkeiten“ an den 
Bundesminister für 
Gesundheit, Hermann 
Gröhe (Mitte, mit Prof. 
Ferdinand Gerlach), 
übergeben.
Foto: BMG/Schinkel
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Großvater aus »freien« Stücken
Soziologie nimmt das Phänomen »Leihopa« unter die Lupe 

In immer mehr Familien sind beide Eltern berufstätig. 
Doch wer kümmert sich um die Kinder, wenn die Kita 
geschlossen ist? Tagesmütter und Leihomas haben Kon-

junktur, doch ist dieses Feld auch für Männer attraktiv? 
Eine Vorstudie im Fachbereich Soziologie beschäftigt sich 
mit dem Phänomen „Leihopas“: In welchem Umfang gibt es 
sie? Was sind die Gründe für Männer, sich in reiferem Alter 
um Kinder zu kümmern? Ein Forschungsprojekt im Fach-
bereich Soziologie an der Goethe-Universität will das her-
ausfinden.

Männer, die einen Kinderwagen schiebend durch den Park 
gehen: Noch vor 40 Jahren wäre dieser Anblick in Deutsch-
land durchaus ein Hingucker gewesen. Das hat sich grundle-
gend geändert, dank veränderter Geschlechterrollen. Männer 
bringen sich heute nicht nur als Väter anders ein, sondern 
auch in ihrer Rolle als Großväter. Doch was tun, wenn Enkel 
auf sich warten lassen? Für manch einen mag das Bedürfnis, 
ein Kind mit erziehen zu wollen, mit ihm zu spielen, sich mit 
ihm zu beschäftigen, wie es vorher nie möglich war, ein 
Grund sein, sich als „Leihopa“ in einer fremden Familie zu 
betätigen. Doch auch andere Gründe sind denkbar.

Licht in diesen bislang kaum erforschten Bereich bringen 
soll ein Forschungsprojekt unter der Leitung der Frankfurter 
Soziologieprofessorin Birgit Blättel-Mink und Alexandra 
Rau, Professorin für Soziale Arbeit an der Evangelischen 
Hochschule Darmstadt, das vom Hessischen Wissenschafts-
ministerium im Zuge der Genderforschung finanziert wird. 
Blättel-Mink ist auch Direktorin des Cornelia Goethe Cent-
rum für Frauenstudien und die Erforschung der Geschlech-
terverhältnisse (CGC) der Goethe-Universität. Diplomsozio-
loge Luigi Wenzl (29) führt das Projekt durch und hat bereits 
bei den Vorrecherchen festgestellt: „Bislang gibt es keine so-
ziologische Studie, die sich explizit mit ‚alte(rnde)n‘ Män-
nern als Betreuungspersonen für und in Familien befasst.“ 
Dabei, so seine These, handele es sich um ein soziales Phäno-
men, das sich in Zukunft durchaus ausweiten kann.  

Doch in welcher Größenordnung kommt dieses Phänomen 
derzeit vor? Handelt es sich vor allem um Männer, die das Emp-
finden haben, ihre Kompetenzen bei den eigenen Kindern 
nicht ausreichend realisiert zu haben, und das nun ehrenamt-
lich tun wollen? Oder geht es den Leihopas um die Möglichkeit, 
die Rente mit einem kleinen Zuverdienst aufzubessern? Für 
gleich drei große soziologische Debatten der Gegenwart könnte 
das Thema somit relevant sein: für die Debatte um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf und die erzieherischen Versor-
gungslücken in den Familien, für die Debatte um die (Re-)Akti-
vierung der „jungen Alten“ für den Dienst an der Gesellschaft, 
und schließlich für die Debatte um prekäre Arbeitsverhältnisse, 
die keine ausreichende Altersvorsorge ermöglichen. 

Freizeitgestalter oder Erzieher?
Für eine Datengrundlage hat Luigi Wenzl zunächst Vermitt-
lungsinstanzen in Hessen recherchiert und bisher 28 Projekte 
identifizieren können, die „ehrenamtliche“ Leih- oder 
Wahlgroßeltern mit Familien in Kontakt bringen. Im nächs-
ten Schritt werden vertiefende Interviews mit den ermittel-
ten Leihopas und – zum Vergleich – mit einigen Leihomas, 
geführt. „Begünstigende Faktoren für ein solches Engage-
ment sind nach ersten Einschätzungen das Fehlen eigener 
Enkelkinder, ein emotionales Bindungsinteresse zu einem 
Kind, der Wunsch, sich durch den Kontakt zu Kindern jung 
zu halten  und den Kindern damit zugleich die Erfahrung  zu 
ermöglichen, mit ‚Älteren‘ in Kontakt zu treten, um so letzt-
lich diesen auch ihr Wissen und ihre Erfahrung weiterzuge-
ben“, schließt Wenzl aus den subjektiven Selbstdarstellungen 
derjenigen, die er bereits befragt hat. „Manche ältere Men-
schen haben auch das Gefühl, sie müssten der ‚modernen‘ 
Erziehung etwas entgegensetzen“, ergänzt Birgit Blättel-Mink 
– wobei die befragten „Leihopas“ ihre eigene Position aus-
schließlich als Freizeitgestalter, nicht als Erzieher hätten ver-
standen wissen wollen. 

Voneinander abweichende Auffassungen von den Aufga-
ben des Leihopas können freilich zu Schwierigkeiten und 
Spannungen führen. Wie Eltern und Leihopas ihre unter-
schiedlichen Ansichten und Bedürfnisse aushandeln, auch 
das soll die Studie beleuchten. Sind Leihopas flexibel einsetz-
bar, oder verlangen sie nach einer festen Struktur? Und wo 
kommen sich die Bedürfnisse am besten entgegen? „Wir 
werden sicherlich auf unterschiedliche Typen von Leihopas 
stoßen: Die einen haben das Gefühl, etwas weitergeben zu 
wollen, die anderen wollen Lücken in ihrem eigenen Leben 
kompensieren“, vermutet Blättel-Mink. 

Bei seinen ersten Interviews wurde Luigi Wenzl bereits 
klar: Oft kommen Männer erst durch ihre Partnerinnen zur 
Betreuung von fremden Kindern. Und manche schrecken 
dann doch davor zurück: In der Außenwahrnehmung habe 
es oft noch etwas Verdächtiges, wenn sich ältere Männer mit 
Kindern abgeben. Manche Projektträger bieten deshalb 
„Leihgroßeltern“ wie auch biologischen Großeltern einen 
Erfahrungsaustausch an oder sogar die Möglichkeit, einen 
„Großelternführerschein“ zu erwerben. 

Anke Sauter

Es gibt definitiv keinen „objektiven“ Krankenstand. Dafür 
sind die Einflussfaktoren viel zu komplex. So gibt es auch 
während bestimmter Konjunkturzyklen zwischen Branchen 
und innerhalb der gleichen Branche zwischen einzelnen Be-
trieben zum Teil erhebliche Unterschiede. Es ist naheliegend,  
dass hier Faktoren wie Arbeitsbedingungen, Betriebsklima 
und Führungsverhalten eine wichtige Rolle spielen. Die un-
terschiedlich ausgeprägte Angst vor dem Verlust des Arbeits-
platzes kommt dann ggf. hinzu. Wir haben uns im aktuellen 
Gutachten daher unter anderem auch mit Ansätzen zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung bzw. zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement auseinandergesetzt.

Eine sehr gute Nachricht unseres Gutachtens ist, dass sich die 
seit 2006 zu beobachtende starke Steigerung der Krankengeld-
ausgaben von 8,1 % pro Jahr zu rund der Hälfte mit drei sehr 
erfreulichen Gründen erklären lässt: Erstens ist die Zahl der Be-
schäftigten gestiegen. Das bedeutet automatisch auch, dass es 
mehr Krankengeldberechtigte gibt. Zweitens arbeiten die Men-
schen heute in der Regel länger und gehen nicht mehr so früh 
in den Ruhestand. Ältere Arbeitnehmer sind in der Regel jedoch 
auch häufiger krank. Gleichzeitig verdienen sie relativ gesehen 
mehr als jüngere. Beides führt ebenfalls zu einem Anstieg der 
Krankengeldkosten. Und drittens ist auf Grund höherer Löhne 
die Grundlohnsumme insgesamt gestiegen – und damit das 

Krankengeld. Diese drei sozialpolitisch erwünschten Faktoren 
zusammen erklären etwa 50 Prozent des Anstiegs. Insofern ha-
ben wir – anders als zunächst vielleicht vermutet und trotz 
durchaus vermeidbarer Ausgaben – hier gar keine dramatische 
Entwicklung.

Wann wird die Politik über Ihre Vorschläge entscheiden, womit 
rechnen Sie?
Die Diskussion darüber hat bereits begonnen und wird sicher 
weitergeführt. Mit einer gesetzgeberischen Initiative ist aber 
nicht vor der nächsten Bundestagswahl zu rechnen. Danach 
könnte ich mir eine Umsetzung der Empfehlung durchaus 
vorstellen, schlicht weil es sinnvoll ist. 

Interview: Dirk Frank

Mehr zum Sondergutachten 2015 des Sachverständigenrates 
Gesundheit unter  
 �www.svr-gesundheit.de/index.php?id=567" 

Mit dem „Leihopa“ was unternehmen – ein Zukunftsmodell?  Foto: ullstein bild – CARO/Andreas Bastian
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Japanologisch-historische 
Konferenz in Frankfurt
Symposium »Early Modern Japan –  
Approaches, Projects, Perspectives«
Ende November stellten 25 Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus Europa, Japan und den USA aktuelle Projekte im 
Rahmen eines internationalen Symposiums vor. Mark Teeuwen 
(Oslo) etwa beeindruckte mit seiner Präsentation, bei der es 
um eine – trotz entsprechender Verbote lange Zeit unerkannt 
aktive – christliche Gruppe in Zentraljapan und deren Verfolgung 
(1827-1829) ging. Bei den Christen handelte es sich überwiegend 
um verwitwete Frauen, denen, ähnlich den europäischen Hexen-
prozessen, magische Praktiken vorgeworfen wurden. Andrew 
Gerstle (London, SOAS) beleuchtete männliche Homosexualität 
in den erotischen „Bildern zum Lachen“ (warai e). Während viele 
dieser shunga („Frühlingsbilder“) den Genuss aller dargestellten 
Personen andeuten, handelte es sich bei den homoerotischen 
Bildern überwiegend um die gewaltsame Ausnutzung von 
Kindern und Jugendlichen innerhalb eines Machtgefüges, etwa 
in einer Klosterschule. Am Ende der Tagung stand die Frage, ob 
die historische Auseinandersetzung mit Japan im Kontext der 
„Global History“ neu konzipiert werden sollte.


